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B9-0418/2022

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Reaktion der EU auf den Anstieg der 
Energiepreise in Europa
(2022/2830(RSP))

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf die Artikel 192 und 194 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 14. Juli 2021 mit dem Titel ‚„Fit 
für 55“: auf dem Weg zur Klimaneutralität – Umsetzung des EU-Klimaziels für 
2030“‘(COM(2021)0550),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 18. Mai 2022 über den 
REPowerEU-Plan (COM(2022)0230),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 8. Juli 2020 mit dem Titel „Eine 
Wasserstoffstrategie für ein klimaneutrales Europa“ (COM(2020)0301),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 20. Juli 2022 mit dem Titel „Gas 
sparen für einen sicheren Winter“ (COM(2022)0360),

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2022/1369 des Rates vom 5. August 2022 über 
koordinierte Maßnahmen zur Verringerung der Gasnachfrage1,

– gestützt auf den Vorschlag für eine Verordnung des Rates über eine Sofortmaßnahme 
zur Bekämpfung hoher Energiepreise (COM(2022)0473),

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses vom 21. September 2022 zum REPowerEU-Plan,

– gestützt auf Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Energiepreise in der zweiten Hälfte des Jahres 2021 zu 
steigen begannen, was zum Teil auf die Maßnahmen der EU im Rahmen des Grünen 
Deals zurückzuführen ist; in der Erwägung, dass die Aggression Russlands gegen die 
Ukraine eine weitere Eskalation der Strompreise zum Nachteil der Verbraucher und der 
Industrie ausgelöst hat, was ein großes Risiko für die Wirtschaft darstellt;

B. in der Erwägung, dass der Anstieg der Gaspreise zusammen mit dem starken Anstieg 
des CO2-Preises auf dem Markt für das Emissionshandelssystem (ETS) als Folge der 
jüngsten und anspruchsvolleren Dekarbonisierungsziele (-55 % bis 2030) in Verbindung 
mit dem Grünen Deal zu einem starken Anstieg des Strompreises geführt hat;

C. in der Erwägung, dass die hohen Energiepreise besonders gravierende Auswirkungen 

1 ABl. L 206 vom 8.8.2022, S. 1.
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auf die ärmsten Haushalte haben;

D. in der Erwägung, dass die Mitgliedstaaten in Steuerfragen dem Grundsatz der 
Einstimmigkeit im Rat verpflichtet sind; in der Erwägung, dass in zehn Mitgliedstaaten 
eine Steuer auf Gewinnüberschüsse eingeführt worden ist;

E. in der Erwägung, dass der Vorschlag der Kommission die Verkaufspreise der Anbieter 
von Strom aus erneuerbaren Energiequellen und Kernenergie auf 180 EUR pro MWh 
begrenzt;

F. in der Erwägung, dass der Vorschlag der Kommission die Mitgliedstaaten verpflichtet, 
eine Mindeststeuer von 33 % auf den Anteil der Gewinne von Unternehmen des Sektors 
der fossilen Brennstoffe (Gas, Öl, Kohle, Raffinerie) zu erheben, die den Durchschnitt 
der drei Geschäftsjahre vor 2022 um mehr als 20 % übersteigen;

G. in der Erwägung, dass die Mitgliedstaaten seit der zweiten Jahreshälfte 2021 mit 
verschiedenen wirtschaftlichen Unterstützungsmaßnahmen tätig geworden sind, um die 
Widerstandsfähigkeit ihrer Industrie- und Sozialsektoren zu gewährleisten;

H. in der Erwägung, dass die Europäische Union infolge der Aggression Russlands gegen 
die Ukraine sieben Sanktionspakete gegen Russland beschlossen hat, die die Wirtschaft 
aller Mitgliedstaaten stark beeinträchtigen;

I. in der Erwägung, dass Gas derzeit in mehreren Mitgliedstaaten die wichtigste 
Energiequelle ist und in den kommenden Jahren zwangsläufig weiterhin eine 
entscheidende Technologie darstellen wird;

J. in der Erwägung, dass der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine die EU für die 
geopolitischen Risiken, die sich aus der Abhängigkeit von Rohstofflieferanten ergeben, 
und für die Notwendigkeit einer stärkeren Diversifizierung sensibilisiert hat;

K. in der Erwägung, dass es den Mitgliedstaaten freisteht, ihren Energiemix zu wählen;

L. in der Erwägung, dass der Übergang zu einem „sauberen Energiesystem“ zu einer 
starken Nachfrage nach wichtigen Mineralien und seltenen Erden führen wird, wodurch 
die Gefahr steigt, dass die EU von externen Lieferanten abhängig wird und neuen 
Formen der Vulnerabilität ausgesetzt wird;

M. in der Erwägung, dass der Vorschlag der Kommission eine obligatorische Verringerung 
des Energieverbrauchs um 5 % zu Spitzenzeiten und eine fakultative Verringerung des 
Gasverbrauchs um 15 % vorsieht;

1. unterstreicht das Scheitern der Energiepolitik, die von der überwiegenden Mehrheit der 
Regierungen der Mitgliedstaaten und der Union in den vergangenen Jahrzehnten 
verfolgt wurde;

2. erinnert daran, dass Energieüberfluss ein Zeichen für Wohlstandsgesellschaften und den 
Fortschritt der Zivilisation ist; bedauert die vorsätzliche Zerstörung des Energiesektors 
in der EU durch die Auferlegung der Energiewende und verschiedener Moratorien für 
die Energieerzeugung aus bestimmten Quellen;
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3. bringt seine Solidarität mit den Bürgerinnen und Bürgern der Mitgliedstaaten zum 
Ausdruck, die unter den Folgen der verfehlten Energiepolitik der Vergangenheit leiden, 
vor allem mit den Bürgerinnen und Bürgern, die sich die benötigte Energie nicht mehr 
leisten können; ist besorgt über das Fehlen politischer Maßnahmen, die der drohenden 
Gefahr der Energiearmut wirklich entgegenwirken; ist entsetzt über das Fehlen 
einfallsreicher politischer Maßnahmen zur Bewältigung der vorhersehbaren 
Energieknappheit und Stromausfälle in der kommenden Kälteperiode, wobei die 
Reaktion hauptsächlich darin besteht, die Bürgerinnen und Bürger aufzufordern, sich 
auf das Schlimmste vorzubereiten und von Protesten abzusehen;

4. äußert große Besorgnis über die außergewöhnlichen Maßnahmen wie die Rationierung 
von Erdgas und die Verringerung der Stromerzeugung zu Spitzenzeiten, da sie zu 
weiteren kritischen Situationen für die Industrie, die bereits durch die Pandemiekrise 
unter Druck geraten ist, und für die Haushalte, insbesondere für diejenigen mit 
niedrigem und mittlerem Einkommen, die weniger Möglichkeiten haben, Zugang zu 
effizienteren Energielösungen im Haushalt zu erhalten, führen können;

5. lehnt die Versuche der Kommission ab, eine weitere Krise, zu der sie maßgeblich 
beigetragen hat, für eine Machtübernahme zu nutzen;

Strukturelle Änderungen der Politik

6. fordert langfristig eine Neugestaltung des gesamten energiepolitischen Rahmens, um 
Energie im Überfluss, niedrige Energiepreise und eine florierende Wirtschaft auf der 
Grundlage einer effizienten Nutzung aller technisch verfügbaren Energiequellen zu 
gewährleisten;

7. hebt hervor, dass eine angemessene Diversifizierung der Energieversorgung bedeutet, 
dass die Nutzung keiner Energiequelle ausgeschlossen werden darf; unterstreicht, dass 
Energieeinfuhren nicht von Exporteuren abhängig gemacht werden sollten, die ein 
ähnliches politisches System oder gemeinsame Werte haben;

8. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die Diversifizierung der 
Versorgungswege und den Bau strategischer Infrastrukturen zu beschleunigen; bedauert 
die in den vergangenen Jahrzehnten getroffenen Entscheidungen, die Investitionen in 
die einheimische Öl- und Gasproduktion zu verringern;

9. fordert eine verstärkte Produktion von Biomethan und eine Wiederaufnahme der 
heimischen Erdgasförderung; fordert die Verabschiedung einer Rohstoffpolitik, die den 
Bergbau in der EU wiederbelebt, um die Abhängigkeit von externen Lieferanten zu 
vermeiden;

10. fordert den Schutz und die Stärkung der europäischen Produktionsketten, z. B. durch die 
Unterstützung ihrer Umstellung und die Förderung der Entwicklung neuer industrieller 
Versorgungsketten mit heimischen Produktionskapazitäten;

11. betont daher, dass neben dem Ausbau der Solar- und Windenergie auch andere 
nachhaltige Technologien wie Bioenergie, Wasserkraft und Geothermie gefördert 
werden müssen, die eine emissionsfreie Stromerzeugung aus erneuerbaren und 
heimischen Ressourcen gewährleisten und gleichzeitig die Terminplanung erleichtern;
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12. fordert die Mitgliedstaaten auf, die finanziellen und administrativen Instrumente zu 
verstärken und die Verfahren für die Renovierung öffentlicher Gebäude zu 
vereinfachen, um sie energetisch zu sanieren und das öffentliche Erbe zu schützen, 
insbesondere in den Bereichen öffentlicher Wohnungsbau, Gesundheit, Bildung, Justiz 
und Sport;

Kurzfristige Abhilfemaßnahmen

13. ermutigt die Mitgliedstaaten, sich unverzüglich mit der durch die explodierenden 
Energiepreise entstandenen Situation zu befassen; schlägt vor, dass die Mitgliedstaaten 
den ermäßigten Mehrwertsteuersatz auf Strom-, Gas-, Benzin- und Ölrechnungen und 
auf die Lieferung von Wärme an Endverbraucher durch Fernwärme sowie auf die 
Lieferung von thermischer Energie nutzen; bedauert, dass einige Mitgliedstaaten eine 
Politik der gezielten Beihilfe im Nachhinein einer Senkung der Energiebesteuerung 
vorziehen;

14. fordert die Mitgliedstaaten auf, den einkommensschwächsten Haushalten und 
Unternehmen, insbesondere den kleinen und mittleren Unternehmen, die in der Regel 
die größten Energieverbraucher sind, besondere Aufmerksamkeit zu widmen, um die 
sozialen Folgen der derzeitigen Krise abzumildern;

15. hebt hervor, dass ein vorhersehbarer und stabiler Regulierungsrahmen gewährleistet 
werden muss, der einen funktionierenden Wettbewerb ermöglicht und gleichzeitig den 
Zugang der Verbraucher zur Strom- und Gasversorgung zu garantierten Preisen 
sicherstellt;

16. hebt die Wichtigkeit hervor, den Strompreis vom Gaspreis zu entkoppeln, um 
übermäßige Schwankungen und hohe Preise zu vermeiden;

17. erkennt die Souveränität der Mitgliedstaaten in Steuerfragen an, einschließlich des 
Rechts, die überschüssigen Gewinne von Öl-, Gas-, Kohle- und Raffinerieunternehmen 
zu besteuern, da diese und ihre Aktionäre von den steigenden Preisen profitiert haben; 
fordert die nationalen Gesetzgeber auf, die bestehenden nationalen Rechtsvorschriften 
über die Besteuerung von Gewinnüberschüssen zu;

18. schlägt vor, dass die Mitgliedstaaten wirksame öffentliche Informationskampagnen zur 
Sensibilisierung für Energiefragen durchführen, um eine rationellere Energienutzung 
(Energieeinsparung und Energieeffizienz) zu fördern und die Bürgerinnen und Bürger 
auf dem Energiemarkt zu orientieren;

19. hebt die Notwendigkeit hervor, den ETS-Markt zu bewerten und zu überwachen, um die 
Spekulation mit Zertifikaten einzudämmen;

Vorschläge der Union

20. stellt fest, dass es Widersprüche und Spannungen zwischen den verschiedenen Texten 
gibt, die die Kommission derzeit im Energiebereich vorschlägt, wie z. B. die 
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Überarbeitung der Richtlinie zur Energiebesteuerung2, die automatisch zu einer 
Verteuerung der Energie für die Verbraucher führen wird;

21. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die Umsetzung der „Fit für 55“-
Rechtsvorschriften auszusetzen, bis die Kommission gründliche aktualisierte 
Folgenabschätzungen veröffentlicht hat, insbesondere im Hinblick auf die Verschärfung 
der CO2-Emissionsnormen für neue Personenkraftwagen und neue leichte 
Nutzfahrzeuge;

22. fordert den Rat und die Kommission auf, die korrekte Anwendung der verschiedenen 
Rechtsgrundlagen zu überprüfen, da einige der Legislativvorschläge der Kommission 
die Besteuerung betreffen, für die es eine eigene Rechtsgrundlage gibt;

23. besteht darauf, dass es inkonsequent ist, Mitgliedstaaten oder Sektoren mit geringen 
CO2-Emissionen zu bestrafen, indem der Preis, zu dem eine MWh Strom verkauft 
werden kann, gedeckelt wird, wie von der Kommission vorgeschlagen;

24. hebt hervor, dass es sich im Wesentlichen um steuerliche Maßnahmen handelt, die von 
den Mitgliedstaaten nach Stellungnahme des Parlaments gemäß dem in Artikel 192 
Absatz 2 Buchstabe c und Artikel 194 Absatz 3 AEUV vorgesehenen Verfahren 
einstimmig angenommen werden müssen; weist nachdrücklich darauf hin, dass diese 
Maßnahmen befristet bleiben müssen, um zu vermeiden, dass sie die Freiheit der 
Mitgliedstaaten bei der Festlegung ihres Energiemixes unter Verstoß gegen Artikel 194 
AEUV beeinträchtigen;

°

° °

25. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 
übermitteln.

2 Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen 
Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom (ABl. L 283 vom 
31.10.2003, S. 51).


